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Zensus und Landwirtschaftszählung: 

Zwei Großprojekte der amtlichen Statistik 

Dr. Carmina Brenner

Wie im Privatleben ist es auch für Staat und 

Gesellschaft wichtig, von Zeit zu Zeit Bilanz 

zu ziehen und objektiv die tatsächlichen Ver-

hältnisse festzustellen. In den kommenden 

Jahren gibt es in Deutschland zwei Vorhaben, 

die genau diesem Zweck dienen. Das größere 

und umfassendere Projekt ist der Zensus 2011, 

mit dem ein Abbild der gesamten Bevölkerung 

in Bund und Ländern gewonnen werden soll. 

Ein Jahr zuvor findet eine Bestandsaufnahme 

statt, die speziell auf die Verhältnisse in der 

Land- und Forstwirtschaft zugeschnitten ist, 

die Landwirtschaftszählung 2010.

Zensus 2011: die neue Volks-, Gebäude- und 

Wohnungszählung 

Für viele Entscheidungen in der Politik und 
Wirtschaft sind verlässliche Angaben über die 
Bevölkerungs- und Wohnsituation unverzicht-

bar. Amtliche Einwohnerzahlen sowie Gebäude- 
und Wohnungsdaten werden in vielen Gesetzen 
genutzt und bilden die Grundlage für zahlreiche 
politische und wirtschaftliche Entscheidungen. 
So basieren beispielsweise der Länder- wie 
auch der kommunale Finanzausgleich und die 
Einteilung von Wahlbezirken auf den amtlichen 
Einwohnerzahlen. Zudem bilden die Bevölke-
rungsdaten die Grundlage für eine Vielzahl von 
Planungen innerhalb einer Gemeinde, wie zum 
Beispiel den zukünftigen Bedarf an Kindergar-
tenplätzen, Schulen, Krankenhäusern und Se-
niorenheimen. Aktuelle Angaben zum Gebäude- 
und Wohnungsbestand vermitteln wichtige 
Informationen zum Angebot an Wohnraum und 
dienen als Planungsgrundlage für den Woh-
nungsbau. All diese Informationen erhält man 
durch eine Volkszählung. Allerdings fand die 
letzte Volkszählung in den alten Bundesländern 
im Jahre 1987, in den neuen Bundesländern 
sogar im Jahre 1981 statt. Neue Daten sind 
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deshalb nötig weil sich in den vergangenen 23 
bzw. 29 Jahren politisch, wirtschaftlich und ge-
sellschaftlich viel verändert hat.

Wie funktioniert der Zensus 2011?

Im Jahr 2011 wird in allen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union ein Zensus durchgeführt.1 
Deutschland wird erstmals ein registergestütz-
tes Verfahren zur Gewinnung der benötigten 
Daten einsetzen, um die Bevölkerung zu ent-
lasten sowie mit geringeren Kosten qualitativ 
vergleichbar gute Ergebnisse zu erzielen. Der 
registergestützte Zensus 2011 basiert auf vor-
handenen Daten aus Verwaltungsregistern, vor 
allem den Melderegistern der Kommunen, der 
Register der Bundesagentur für Arbeit, Dateien 
zum Personalbestand der öffentlichen Hand 
sowie Daten der Vermessungsverwaltung. Zur 
Sicherung der Qualität der Ergebnisse sowie 
zur Gewinnung von Daten, die nicht aus Regis-
tern vorliegen, sind primärstatistische Erhe-
bungen wie die Haushaltsstichprobe und die 
Erhebung an Gemeinschafts- und Anstaltsunter-
künften, den sogenannten Sonderbereichen, 
vorgesehen. Außerdem findet eine postalische 
Erhebung der Wohnungs- und Gebäudedaten 
statt. Die erhobenen Daten werden mithilfe 
eines statistischen Verfahrens – der Haushalte-
generierung – zusammengeführt. Die Übersicht 
stellt das Zensusmodell vereinfacht grafisch dar. 

Aktuelle Vorbereitungsarbeiten im Statistischen 
Landesamt Baden-Württemberg

Die Vorbereitung des registergestützten Zen-
sus 2011 ist bereits in vollem Gange. So erhielt 
das Statistische Landesamt Baden-Württem-
berg zum 1. April 2008 Daten der Meldebehör-
den, welche die Grundlage des Anschriften- und 
Gebäuderegisters bilden. Dieses Anschriften- 
und Gebäuderegister wird alle Anschriften mit 
Wohnraum enthalten und die Basis für die 
Durchführung der Gebäude- und Wohnungs-
zählung sowie die Auswahlgrundlage für die 
Haushaltsstichprobe bilden. Weiterhin sind zum 
1. April 2009 – wie gesetzlich vorgesehen – 
Daten der Grundsteuerstellen, der Finanzver-
waltung sowie bestimmter Ver- und Entsorger 
angefordert  worden, in denen Angaben zu 
Eigen tümern und Verwaltern von Gebäuden 
und Wohnungen enthalten sind. Des Weiteren 
fand eine Vorbefragung bei den erwähnten 
Sonderbereichen statt. Zum 1. April 2010 wer-
den dann nochmals Daten der Meldebehörden, 
Daten der Grundsteuerstellen, des Finanzminis-
teriums und bestimmter Ver- und Entsorger 
genutzt, um die in den Jahren zuvor erhaltenen 
Angaben zu aktualisieren.

Wie sieht die Nutzung von Registerdaten aus?

Eine Basis des registergestützten Zensus 2011 
bilden die Daten der Einwohnermelderegister. 
Es sind drei Datenlieferungen der Meldebehör-
den während der Durchführungsphase des 
Zensus vorgesehen. 

Die erste Datenlieferung erfolgt ein halbes 
Jahr vor dem Zensusstichtag und dient haupt-
sächlich zur Vorbereitung der Haushaltsstich-
probe. Durch die zweite Datenlieferung zum 
Zensusstichtag, dem 9. Mai 2011, und die drit-
te Daten lieferung 3 Monate danach wird die 
zählungsrelevante Bevölkerung zum Stichtag 
ermittelt. Eine Lieferung der Melde register-
daten 3 Monate nach dem Stichtag ist nötig, 
um auch die Personen korrekt zählen zu kön-
nen, die sich um den Zensusstichtag herum 
wegen eines Wohnungswechsels bei den Mel-
debehörden an- oder umgemeldet haben. Sie 
gehören also zur stichtagsrelevanten Bevölke-
rung – waren aber noch nicht in dem Melde-
bestand enthalten, der zum Zensusstichtag 
von den Meldebehörden übermittelt wurde. 
Zudem wird beim Zensus 2011 für erwerbs-
statistische Informationen auf die Daten der 
Bundesagentur für Arbeit sowie der öffent-
lichen Arbeitgeber zurückgegriffen. 

Welche Befragungen werden durchgeführt?

Neben der Verarbeitung von Registerdaten 
wird es eine Haushaltsstichprobe geben, bei 
der nach derzeitigem Stand bundesweit bis zu 
10 % der Bevölkerung befragt werden.2 Das 
entspricht rund 8 Mill. Personen. Die Haushalts-
stichprobe verfolgt dabei zwei Ziele: Zum einen 
dient sie der statistischen Korrektur der Über- 
und Untererfassungen der Melderegister, zum 
anderen dient sie der Gewinnung von Daten, 
die nicht in den Registern enthalten sind (zum 
Beispiel Angaben zur Ausbildung oder zum 
Migrationshintergrund). Die Erhebung erfolgt 
grundsätzlich durch Interviewer, kann aber auch 
schriftlich durch Rücksendung des ausgefüllten 
Fragebogens an die zuständige Erhebungs-
stelle oder online erfolgen.

Auch in den sogenannten Sonderbereichen ist 
eine primärstatistische Erhebung vorgesehen. 
Diese Erhebung dient ebenfalls der statistischen 
Korrektur von Über- und Untererfassungen in 
den Melderegistern. 

Die Registerdatenlieferungen, die Haushalts-
stichprobe und die Erhebung in Sonderbe-
reichen dienen der Feststellung der amtlichen 
Einwohnerzahl und der Bereitstellung von 
Personen-, Haushalts- und Erwerbsdaten. 

1 Vgl. Münzenmaier, 
Werner: Zensus 2011: Ein 
großes Anliegen des Fi-
nanzministeriums Baden-
Württemberg, in: Statis-
tisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
8/2009, S. 19–22.

2 Die Bundesregierung 
legt durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung 
des Bundesrats Stich-
probenumfang und Stich-
probenverfahren fest. 
Der Entwurf dieser 
Rechtsverordnung ist 
dem Bundesrat bis zum 
15. März 2010 zuzuleiten. 
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Um Gebäude- und Wohnungsdaten zu ermit-
teln, werden diese – da in Deutschland kein 
flächen deckendes Register mit Gebäude- und 
Wohnungsdaten vorhanden ist – mithilfe 
einer pos talischen Gebäude- und Wohnungs-
zählung erhoben. Dabei werden bundesweit 
alle rund 17,5 Mill. Auskunftspflichtigen, das 
heißt Eigen tümer und Verwalter von Gebäu-
den und Wohnungen befragt. Sie geben nach 
den gesetzlichen Vorgaben Auskunft für die 
bundesweit ca. 23,9 Mill. Wohngebäude und 
Eigentumswohnungen. Die Daten können ent-
weder durch Rücksendung des ausgefüllten 
Erhebungs bogens oder aber online an das 
zuständige Statistische Landesamt übermittelt 
werden. 

Einrichtung und Aufgaben von 
Erhebungsstellen

Um die Aufgaben im Rahmen der primärstatis-
tischen Erhebungen durchführen zu können, 
werden in ausgewählten Gemeinden und bei 
Landkreisen Erhebungsstellen eingerichtet. 
Dies wird in einem Landesgesetz zur Ausfüh-
rung des Zensusgesetzes 2011 geregelt. Die 
Planungen sehen die Einbringung des Gesetz-
entwurfs im Landtag im 1. Quartal 2010 vor. 
Für diese Erhebungsstellen muss eine organi-
satorische, personelle und räumliche Trennung 
von anderen Verwaltungsstellen sichergestellt 
werden. 

Den Erhebungsstellen fallen – nach derzeitigem 
Stand der Überlegungen – mehrere Aufgaben 
zu. Zum einen organisieren sie die Haushalte-
stichprobe und führen sie durch. Sie sollen Er-
hebungsbeauftragte rekrutieren und schulen, 
sie sollen das Erhebungsverfahren sowie das 
Mahnverfahren organisieren und Problemfälle 
klären. Weitere Aufgaben sind die Erhebung an 
Sonderbereichen sowie die Klärung von Zwei-
felsfällen bei der Gebäude- und Wohnungs-
zählung. 

Um für jede Person der stichtagsrelevanten 
Bevölkerung angeben zu können, wo und in 
welchen Haushaltsstrukturen sie wohnt, wer-
den die Personen- und Wohnungsdaten im 
Zuge der Haushaltegenerierung zusammen-
geführt. Als Ergebnis erhält man für jede Per-
son einen Datensatz, der die personen-, haus-
halts-, erwerbs-, wohnungs- und gebäudesta-
tistischen Merkmale enthält. Zusätzlich liefert 
der regis tergestützte Zensus Informationen 
über leer stehende Wohngebäude. Erste Er-
gebnisse des Zensus 2011 werden 18 Monate 
nach dem Stich tag veröffentlicht, weitere Er-
gebnisse stehen 24 Monate nach dem Stichtag 
zur Verfügung.

Landwirtschaftszählung – was heißt das?

Die Landwirtschaftszählung ist eine umfassende 
und grundlegende Bestandsaufnahme in der 
Landwirtschaft mit dem Ziel, die Agrarstruktur 
sowohl auf Kreis- und Gemeindeebene als auch 
für Länder und das Bundesgebiet insgesamt 
möglichst differenziert abzubilden. Dazu werden 
alle land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
befragt, die bestimmte Erfassungsgrenzen er-
reichen oder überschreiten. Zur Entlas tung der 
Betriebe werden die Erfassungsgrenzen ab dem 
Jahr 2010 deutlich angehoben. So steigt bei 
den Sonderkulturen wie Obst und Rebland die 
Mindestfläche auf 50 Ar und für sonstige land-
wirtschaftlich genutzte Flächen auf 5 Hektar. 
Betriebe, die diese Mindestflächen nicht errei-
chen, jedoch Tierbestände ab einer gewissen 
Größe halten, werden ebenfalls in der Land-
wirtschaftszählung befragt. 

Zum Erfassungsbereich der Landwirtschafts-
zählung zählen in Baden-Württemberg im 
Jahr 2010 voraussichtlich noch rund 50 000 Be-
triebe. Die Befragung umfasst agrarstrukturelle 
Kernthemen wie Bodennutzung, Viehbestände 
oder Ausstattung des Betriebs mit Arbeitskräf-
ten sowie Eigentums- und Pachtverhältnisse. 
Auf der Grundlage dieser Basisdaten kann ein 
umfassendes Bild über die gegenwärtige Struk-
tur der Landwirtschaft und über das Ausmaß 
und die Richtung des Strukturwandels der 
Landwirtschaft im Land gewonnen werden. 

Im Rahmen einer Landwirtschaftszählung wer-
den jedoch nicht nur traditionelle Kernthemen 
abgefragt. Landwirtschaftszählungen dienen 
auch dazu, weitergehende Sachverhalte mit 
agrarsozialem (zum Beispiel Hofnachfolge), 
agrarpolitischem (zum Beispiel Beteiligung an 
Förderprogrammen) oder agrarökologischem 
(zum Beispiel Bodenbedeckung) Hintergrund 
näher zu beleuchten. Insbesondere der letzt-
genannte Aspekt ist in der Landwirtschafts-
zählung 2010 von Bedeutung.

Weshalb wird die Landwirtschaftszählung 
benötigt?

In den vergangenen Jahren haben sich die 
Struktur der Landwirtschaft und die agrarpoli-
tischen Rahmenbedingungen in Baden-Würt-
temberg, Deutschland und der gesamten Euro-
päischen Union grundlegend geändert. Der 
Bedarf der Europäischen Union an vergleich-
baren und zuverlässigen agrarstatistischen 
Daten hat sich seit der letzten Landwirtschafts-
zählung 1999, vor allem auch durch die 2-ma-
lige Erweiterung ihrer Mitgliedsstaaten, deut-
lich erhöht. Die Landwirtschaftszählung ist 
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daher auch keine rein nationale Angelegenheit, 
sondern im Hinblick auf eine harmonisierte 
Datengrundlage in allen Mitgliedsstaaten der 
EU gleichzeitig durchzuführen. Auf den erwei-
terten europäischen und internationalen Kon-
text ist es ferner zurückzuführen, dass eine 
Vielzahl von Themen in den Fragenkatalog auf-
genommen wurde, die ihren Hintergrund in 
Fragen des Umwelt- und Klimaschutzes haben.

Zudem soll die fortschreitende wirtschaftliche 
Diversifizierung der heutigen Betriebe abge-
bildet werden, da Landwirte häufig nicht mehr 
nur Landwirte sind, sondern beispielsweise 
durch die Installation von Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien oder den Bau von Bio-
gasanlagen zu „Energiewirten“ werden oder 
einen Großteil ihres Einkommens aus Tätig-
keiten wie beispielsweise Direktvermarktung 
oder Arbeiten für andere landwirtschaftliche 
Betriebe oder für Kommunen erzielen. Insge-
samt soll die Landwirtschaft als wichtiger Wirt-
schaftsbereich, einerseits als Grundlage für 
die Nahrungsmittelproduktion oder als Liefe-
rant von nachwachsenden Rohstoffen, ande-
rerseits als großer Nutzer der Flächen im Land 
genauer erfasst werden.

Ablauf der Landwirtschaftszählung 
in Baden-Württemberg

Der Versand der Fragebogen zur Landwirt-
schaftszählung 2010 durch das Statistische 
Landesamt ist für Ende Januar 2010 vorgese-
hen. Wo immer möglich, hat sich das Statis-
tische Landesamt bemüht, die Belastung der 
auskunftspflichtigen Landwirte so gering wie 
möglich zu halten oder Hilfestellungen und 
sonstige Erleichterungen vorzusehen. So brau-
chen die Landwirte keine Angaben zu einzelnen 
Teilen des Erhebungsprogramms zu machen, 
wenn diese auch aus vorhandenen Verwaltungs-

3 Über den „Gemeinsamen 
Antrag“ können Land-
wirte in Baden-Württem-
berg Fördermaßnahmen 
und Ausgleichszahlungen 
bei ihrem zuständigen 
Landratsamt/Landwirt-
schafts amt beantragen.

4 Vgl. Schaber, Juliane: 
Landwirtschaftszählung 
2010 – Die letzte „Groß“-
Zählung ihrer Art, in: 
Statis tisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
12/2008 oder: Schaber, 
Juliane: Von Ernährungs-
sicherung zu Umwelt-
sicherung – Die Landwirt-
schaftszählungen von 
1949 bis heute, in: Sta -
tistisches Monats heft 
Baden-Württemberg 
11/2009.

quellen übernommen werden können. Das 
betrifft zum Beispiel die Angaben zur Boden-
nutzung, die von der Mehrheit der Landwirte 
bereits im Gemeinsamen Antrag3 gemacht 
werden, oder die Angaben zum Rinderbestand, 
die dem Herkunfts- und Informationssystem 
Tier (HIT) entnommen werden. Der Themen-
bereich „Beteiligung an Förderprogrammen“ 
erscheint erst gar nicht im Fragebogen, son-
dern wird ausschließlich aus Verwaltungsquel-
len befüllt. 

Telefonische Hotline und persönliche Beratung

Darüber hinaus sind weitere Hilfestellungen 
vorgesehen. Dazu zählt unter anderem eine 
kostenlose Telefon-Hotline, unter der bis zum 
Rücksendetermin der Fragebogen am 14. Mai 
2010 vom Statistischen Landesamt Hilfe und 
Informationen angeboten werden. Zusätzlich 
kann bei Bedarf auch vor Ort persönliche Bera-
tung und Unterstützung beim für den jeweili gen 
Landkreis zuständigen Landwirtschaftsamt 
eingeholt werden. 

Das Statistische Landesamt freut sich, dass es 
gelungen ist, eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
von Land und Landkreisen im Interesse der 
Landwirte zu etablieren. Darüber hinaus ist für 
die Landwirtschaftszählung 2010 ein Internet-
fragebogen vorgesehen, wodurch auch eine 
Beantwortung rund um die Uhr möglich wird. 
Summa summarum sind damit viele Voraus-
setzungen geschaffen worden, um die große 
Herausforderung Landwirtschaftszählung er-
folgreich zu bewältigen. Weiterführende Infor-
mationen zur Landwirtschaftszählung 2010 fin-
den Sie im Internet unter www.statistik-bw.de, 
in Beiträgen des Statistischen Landesamts in 
der landwirtschaftlichen Fachpresse sowie in 
früheren Ausgaben des Statistischen Monats-
hefts4.

kurz notiert ...

Lebenserwartung der Bevölkerung 

im Südwesten steigt weiter an

Ein neugeborener Junge kann heute in Baden-
Württemberg auf eine durchschnittliche Lebens-
erwartung von 78,6 Jahren hoffen, ein neuge-
borenes Mädchen sogar auf 83,3 Jahre. Dies 
geht aus den jüngsten Sterbetafelberechnungen 
für den Zeitraum 2006/08 hervor. Damit liegt die 
Lebenserwartung Neugeborener um 9 bzw. 10 
Jahre höher als Anfang der 70er-Jahre. Seiner-
zeit betrug die durchschnittliche Lebenserwar-
tung bei der Geburt 68,5 Jahre für Jungen und 

74,5 Jahre für Mädchen. Die stetig steigende 
Lebenserwartung ist vor allem auf die deutlich 
verringerte Säuglingssterblichkeit zurückzufüh-
ren. Aber auch im höheren Alter hat die Sterb-
lichkeit aufgrund der verbesserten gesundheit-
lichen Vorsorge und Gesundheitsversorgung 
beträchtlich abgenommen. Baden-Württemberg 
hat seit Beginn der 70er-Jahre im bundesweiten 
Vergleich regelmäßig die höchste Lebenserwar-
tung Neugeborener. Innerhalb des Landes weist 
die Bevölkerung des Landkreises Tübingen mit 
84,3 Jahren bei den Frauen und 79,7 Jahren bei 
den Männern die höchste Lebenserwartung auf.


